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5 9/72 ZeitBLD
Studenten beim Minister

In Budapest gibt es offizielle und inoffizieile Studentcnprobleme. Der inoffiziellen Stu-
dentenproblemc wurde man gewahr, als etwa die einheimische Presse am 16. April mit
einem Monat Verspätung ohne genaue Angaben auf eine offensichtlich politische
Demonstration zu sprechen kam, und das auch nur deshalb, weil die Sache (ebenfalls mit
grosser Verspätung) bis zu einer westlichen Zeitung durchgedrungen war. Der Vorfall
zeigt an, wie unglaublich gefiltert die Informationen sogar aus jenem osteuropäischen
Lande sind, wo es neben Polen (dort allerdings gegenüber 1971 schon merklich
rückläufig) noch am meisten Alissprachemöglichkeiten in den öffentlichen Medien gibt.
Gerade deshalb ist übrigens auch die Präsentation der offiziellen Studentenprobleme
durchaus anfschlussreich. Im folgenden Bericht einer Budapester Tageszeitung zum
Beispiel geht es um die Demokratisierung an den Hochschulen. Und es ist zweifellos
interessant, zu sehen, wie sich fliese hiesige Thematik dort ausnimmt.

Laszlo N. Sandor

Als Erwachsener
Aus «Magyar Hirlap», Budapest (1.4.1972)

Der Minister für Bildungswesen empfing
Studenten an zwei aufeinanderfolgenden Tagen zu

Gesprächen. Es waren offene und zwanglose

Unterredungen mit den Vertretern der
Hochschuljugend; Mitglieder der Fakultätsräte, Sekretäre

des Kommunistischen Jugendverbandes (der
Universitäten; Anm.), Interessenvertreter
vermutlich entweder Vertreter weiterer
Studentenorganisationen oder nichtorganisierte Studenten,
welche von ihren Komilitonen bestimmt wurden,

studentische Belange gegenüber den zuvor
aufgeführten Organisationen zu vertreten;
Anm.). Auf der andern Seite des Tisches sassen

führende Mitarbeiter des Ministeriums, die sich

mit den Problemen der Universitäten befassen.

Das Thema hiess: Was regt heute die Studenten

auf*, was sind ihre dringlichsten Sorgen, wo und
wie könnte ihnen das Ministerium helfen?

Es ist als ein unmissverständliches Zeichen des

Demokratismus zu werten, dass der Minister die

Informationen direkt von den Studenten hören
wollte, aus erster Hand.

Eigentlich hätten wir gemeint, dass die Frage,
wie man die Demokratie an den Universitäten
geltend macht, bei den Gesprächen als Motiv
nicht fehlen würde. Ueberraschenderweise und
wider Erwarten wurde aber dieses Thema bei

den Unterredungen nur selten angeschnitten.

Die Gesprächsteilnehmer des ersten Tages —
Studierende an verschiedenen Fakultäten und
an Instituten für Volkswirtschaft — hatten
anscheinend ganz andere Probleme. Sie befassten
sich viel lieber mit Stipendiensorgen, mit Fragen
der niedrigen Verköstigungsnormen, mit den
Missständen im Bewerbungssystem (zur Aufnahme

an den Hochschulen; Anm.), mit den eng
beschränkten Möglichkeiten zum Sport. Sie

erhoben ihre Stimme gegen die überfüllten
Studentenheime und gegen die sozialen Schwierigkeiten

der verheirateten Studenten. Sie kritisierten

bei den einen Fächern das niedrige
Unterrichtsniveau und bei den andern Fächern den
Maximalismus. Der Themenkreis der Demokratie
an den Universitäten wurde dabei überhaupt
nicht berührt.

Das gibt einem zu denken, wenn man den
Umstand berücksichtigt, dass an diesen Gesprächen
Jugendliche teilnahmen, die sich für Politik
interessieren, wenn diese nicht sogar zu ihrem Fach
gehört. Wenn so viele Fragen angefasst werden
und nur dieses eine Thema ausgelassen wird,
lässt sich das Schweigen darüber auch kaum mit
Gleichgültigkeit erklären.

Als viel wahrscheinlicher mutet zunächst eine
Erklärung an, die davon ausgeht, dass die
Massnahmen der letzten Jahre den Demokratismus
in der Organisation weiterentwickelt haben.
Denn die Vertreter der Studenten haben heute
ihren Platz im Fakultätsrat und in der
Aufnahmekommission erhalten. Studentenkomitees
entscheiden — wenn auch innerhalb gewisser
Grenzen — über die Höhe der Stipendien. Auch
muss ihre Meinung bei der Feststellung der
Prüfungsordnung angehört werden. Wir könnten
uns also fragen: Wie lässt sich der Rahmen der
Demokratie an den Universitäten noch erweitern?

Und wenn nun die Studenten dazu keine
Vorschläge haben, dann deshalb — so möchte
man annehmen —, weil sie mit den bisherigen
Massnahmen zufrieden sind und auf diesem
Gebiet keine weiteren Möglichkeiten sehen.

Eine solche Annahme aber ist durch die
Gespräche des zweiten Tages widerlegt worden.
Mehrere Sprecher der Studenten erklärten, dass
die staatlichen Massnahmen der letzten Jahre
zwar Resultate gezeitigt hätten, aber die Demokratie

an der Universität immer noch zu viele
'rein formale Elemente enthalte. Die Teilnahme
an der Arbeit der Fakultätsrate kann die
demokratischen Ansprüche der Studenten kaum völlig
zufriedenstellen, weil die entscheidenden Fragen
nicht dort, nicht in diesen Gremien entschieden
werden. Gerade die Entscheidungen, welche die
Studenten am direktesten betreffen, werden von
den Lehrstühlen aus gefällt.

Offen gesagt, die Studenten möchten auch in den
Fragen mitsprechen, die ihnen am wichtigsten
sind, in den tagtäglichen Fragen des Unterrichts.
Dazu möchten sie die Unterstützung des
Ministeriums erhalten — wenn nötig durch
Verordnungen.

Das ist ein gewagter und neuartiger Anspruch.
Denn es werden sich Leute finden, die diesen
Vorschlag mit einer der radikalsten Forderungen

westlicher Studentenbewegungen in
Sinnverwandtschaft bringen. Es ist allgemein bekannt,
was dort Ende der sechziger Jahre eine der
wichtigsten Kampffragen war: in Westdeutschland
wollten gewisse Gruppen von Studenten ihre
Professoren selber auswählen.

Indessen hatte diese Forderung dort einen direkten

politischen Inhalt: Die linken Studenten
wollten sich auf diese Weise von den offensichtlichen

und prominenten Vertretern der Rechten
befreien, die einen Lehrstuhl innehatten.

Der Vorschlag dagegen, der jetzt bei uns
unterbreitet wurde, will praktische Gesichtspunkte
berücksichtigen. Er drückt die Absicht aus, das

Arbeitsniveau der Universität zu heben.

' Der Ausdruck «izgat» erregen, in Aufruhr
versetzen, ist sehr stark; das zugehörige Hauptwort
«izgatas» heisst auch «Aufwiegelei». Man hat also
bewusst von einer neutraleren Formulierung
(etwa: Was beschäftigt die Studenten?) Abstand
genommen. Vorlesung in Budapest. Was heisst dort «Mitspräche»?
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